
Ein allgemeiner zivil- und strafrechtlicher Überblick über verschiedene 
Aspekte der Prostitution, Stand 2007. Dies ist keine Rechtsberatung, es 
gibt keine Gewährleistung und keine Haftung. Wohl verrückt geworden.

Die Informationen dieses Dokumentes wurden aus verschiedenen 
Quellen zusammengetragen und ergänzt von Vitus, registriert bei

10. Ausländerrecht

Wie  jedermann  unschwer  Tag  für  Tag  feststellen  kann,  ist  die  Anzahl  an 
ausländischen Prostituierten in Deutschland unüberschaubar groß und sind ihre 
Herkunftsländer vielfältig – den größten Anteil stellen sicherlich Prostituierte aus 
Osteuropa  und  Asien  (insbesondere  Thailand),  aber  auch  aus  Mittel-  und 
Lateinamerika sowie aus Afrika stammen viele  der  in  der  Prostitution tätigen 
Ausländerinnen. Insofern versteht sich von selbst, dass das Ausländerrecht für 
unzählige Prostituierte eine entscheidende Rolle spielt – für den Freier, der die 
Dienste ausländischer Huren in Anspruch nimmt, hingegen nicht, wie wir bereits 
gesehen haben.

Das  Ausländerrecht  ist  in  zweierlei  Hinsicht  von  Bedeutung:  Erstens  geht  es 
natürlich um die Frage, ob Einreise und Aufenthalt in Deutschland legal sind, also 
um den aufenthaltsrechtlichen Status. Zweitens und zumeist eher problematisch 
ist  die  Frage,  ob  und in  welcher  Form (selbständig  oder  unselbständig)  eine 
Ausländerin  legal  in  der  Prostitution  arbeiten  darf,  was  wiederum von  ihrem 
Aufenthaltsstatus (z. B. eigenständiges Aufenthaltsrecht, Verheiratung mit einem 
Deutschen) und ihrem Herkunftsland (aus einem EU-Staat, einem Staat mit EU-
Assoziationsabkommen  oder  aus  einem  Nicht-EU-Staat)  abhängt.  Denn  jede 
Prostitutionstätigkeit ist eine Erwerbstätigkeit im Sinne des Ausländerrechts und 
für die Ausübung selbstständiger oder unselbstständiger Prostitution benötigen 
Ausländerinnen  in  aller  Regel  eine  Arbeitserlaubnis.  Allerdings  gibt  es  im 
Ausländerrecht seit  2005 grundsätzlich keine Arbeitserlaubnis der Agentur  für 
Arbeit mehr, die Arbeitsgenehmigung wird nunmehr in Form von Auflagen der 
Aufenthaltserlaubnis beigefügt.

Das Ausländerrecht war in Deutschland in den vergangenen Jahren einigen zum 
Teil  gravierenden,  zum  Teil  kosmetischen  und  begrifflichen  Änderungen  und 
Reformen unterworfen, zum einen durch die EU-Osterweiterung zum 1. Mai 2004 
und  durch  das  sogenannte  Zuwanderungsgesetz  vom  30.07.2004,  im  Zuge 
dessen  das  bisherige  Ausländergesetz  von  1990  durch  das  Aufenthaltsgesetz 
abgelöst wurde.
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Zuwanderungsgesetz

Mit  dem  Inkrafttreten  des  Gesetzes  zur  Steuerung  und  Begrenzung  der 
Zuwanderung  und  zur  Regelung  des  Aufenthalts  und  der  Integration  von 
Unionsbürgern  und Ausländern  vom 30.07.2004 (Zuwanderungsgesetz)  ist  ab 
01.01.2005  das  deutsche  Ausländer-  und  Asylrecht  auf  eine  komplett  neue 
Grundlage  gestellt  worden.  Das  in  Art.  1  ZuwG enthaltene  Aufenthaltsgesetz 
(AufenthG) hat das  Ausländergesetz von 1990 vollständig abgelöst.  Auch das 
Recht  der  Unionsbürger  ist  durch  Art.  2  ZuwG  wesentlich  umgestaltet  und 
modernisiert worden.

Das  Zuwanderungsgesetz  ist  somit  ein  umfassendes  Regelwerk  über  den 
Aufenthalt,  die  Erwerbstätigkeit  und  die  Integration  von  Ausländern  in 
Deutschland, untergliedert in das Aufenthaltsgesetz und einige Verordnungen zu 
diesem Gesetz, wie z.B. die  AufenthaltsVO oder der bisher nicht da gewesenen 
IntegrationskursVO.

Aufenthaltsgesetz

Das am 1. Januar 2005 in Kraft getretene Aufenthaltsgesetz gilt für alle Personen 
aus  Nicht-EU-Ländern,  sogenannte  "Drittstaatsangehörige".  Im  hier 
behandelten  Bereich  der  Prostitution  also  betreffen  die  nachfolgenden 
Ausführungen  vor  allem  Frauen  aus  Russland  und  anderen  Staaten  der 
ehemaligen UdSSR / GUS, aus Asien, Amerika und Afrika.

Mit dem neuen Aufenthaltsgesetz wird gegenüber dem alten Ausländergesetz die 
Zahl  der  Aufenthaltstitel  auf  zwei  reduziert.  Statt  der  bisherigen 
Aufenthaltsbewilligung,  der  befristeten  und  der  unbefristeten 
Aufenthaltserlaubnis  und  der  Aufenthaltsberechtigung  sind  nur  noch  zwei 
(eigentlich  drei,  hinzu  kommt  das  Visum)  Aufenthaltstitel  vorgesehen:  Eine 
(befristete) Aufenthaltserlaubnis und eine (unbefristete) Niederlassungserlaubnis. 
Das neue Aufenthaltsrecht orientiert sich somit nicht mehr an Aufenthaltstiteln, 
deren jeweilige  Bedeutung oft  nur  schwer  zu  unterscheiden war,  sondern  an 
Aufenthaltszwecken  (Studium,  Ausbildung,  Sprachkurs,  Au-Pair, 
Erwerbstätigkeit,  Familiennachzug,  humanitäre  Gründe).  Erstmals  mit  dem 
Aufenthaltsgesetz wurden auch Maßnahmen zur Integration von rechtmäßig auf 
Dauer  im  Bundesgebiet  lebenden  Ausländern  und  Ausländerinnen  in  das 
wirtschaftliche,  kulturelle  und  gesellschaftliche  Leben  im  Bundesgebiet 
eingeführt. Ihre Eingliederungsbemühungen werden durch ein Grundangebot zur 
Integration (Integrationskurse) staatlich unterstützt und zur Voraussetzung für 
dauerhafte Niederlassung und Einbürgerung erhoben.

Einzelheiten zu den Aufenthaltstiteln

Da  die  verschiedenen  Aufenthaltstitel  und  ihre  Erteilungszwecke  zu 
unterschiedlichen  Rechtsfolgen,  insbesondere  im  Hinblick  auf  die  Gestattung 
einer Erwerbstätigkeit, führen, sollen sie hier in der gebotenen Kürze dargestellt 
werden, bevor auf die rechtlichen Möglichkeiten für eine Arbeit als Prostituierte 
eingegangen wird.
Ausländische Staatsangehörige aus Nicht-EU-Staaten benötigen für die Einreise 
und  den  Aufenthalt  im  Bundesgebiet  einen  Aufenthaltstitel  (§  4  AufenthG). 
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Dieser  Begriff  des  "Aufenthaltstitels"  wurde  als  Oberbegriff  mit  dem 
Aufenthaltsgesetz erstmals eingeführt und ersetzt somit den früheren Oberbegriff 
der "Aufenthaltsgenehmigung" aus dem alten Ausländergesetz. Aufenthaltstitel 
werden erteilt als
1. Visum (§ 6),
2. Aufenthaltserlaubnis (§ 7) oder
3. Niederlassungserlaubnis (§ 9).

Neben  diesen  Aufenthaltstiteln  können  Ausländer  noch  im  Besitz  von 
Aufenthaltsgestattungen  (für  Asylbewerber)  oder  Duldungen  (Aussetzung  der 
Abschiebung) sein.
Aufenthaltstitel  nach  altem  Recht  behalten  natürlich  ihre  Gültigkeit  auch 
weiterhin und brauch(t)en auch nicht umgeschrieben zu werden, so dass diese 
nach wie vor noch vorkommen.

1. Visum
Ein  Visum,  von  Ausländern  sprachlich  oft  als  generelles  Synonym  für  einen 
Aufenthaltstitel  gebraucht,  ist  also  nach  §  4  Abs.  1  Nr.  1  AufenthG ein 
selbständiger Aufenthaltstitel. Für die Visumserteilung sind die Botschaften und 
Generalkonsulate zuständig. Besuchsvisa werden grundsätzlich ohne Beteiligung 
einer  Ausländerbehörde  erteilt.  In  der  Regel  ist  die  Vorlage  einer 
Verpflichtungserklärung eines Deutschen (siehe dazu weiter unten) erforderlich. 
Die Einzelheiten zur Erteilung und Verlängerung eines Visums findet man in § 6 
AufenthG. Grundsätzlich werden Visa dem Aufenthaltszweck entsprechend erteilt. 
Für  Besuchs-  und  Geschäftsreisen  sowie  zur  Durchreise,  also  für  kurzfristige 
Aufenthalte  von  bis  zu  drei  Monaten  pro  Halbjahr,  gibt  es  das  sogenannte 
"Schengenvisum"  (nach  den  Voraussetzungen  des  Schengener 
Durchführungsübereinkommens).

Exkurs: Schengenvisum
Ist  ein  so  genanntes  Schengenvisum von einem Mitgliedsland erteilt,  besteht 
Reisefreiheit  und Aufenthaltserlaubnis in  allen Schengen-Staaten. Ursprünglich 
waren dies Deutschland, Frankreich und die Benelux-Staaten, mittlerweile haben 
insgesamt 33 europäische Staaten das Abkommen unterzeichnet bzw. nehmen 
faktisch  an  ihm  teil.  Hauptinhalt  des  Abkommens  ist  der  Wegfall  von 
Grenzkontrollen  innerhalb  Schengenstaaten,  stattdessen  wird  an  den 
Außengrenzen  zu  Drittstaaten  genauer  kontrolliert,  ob  ein  Visum  eines 
Unterzeichnerstaates oder ein Schengenvisum vorliegt. Ist dies nicht der Fall, 
kann  an  jedem  Punkt  der  Schengen-Außengrenze  die  Einreise  verweigert 
werden.

Für längerfristige Aufenthalte kommt nur die Erteilung eines "nationalen Visums" 
in Betracht. Die spätere Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis setzt gem. § 5 Abs. 
2 AufenthG voraus, dass die Einreise mit dem erforderlichen Visum erfolgte und 
dass  bei  Visumsantragstellung  die  maßgeblichen  Angaben  (für  den 
Aufenthaltszweck) bereits gemacht wurden.
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2. (Befristete) Aufenthaltserlaubnis
Für längere Aufenthalt  in  Deutschland benötigen Ausländer also grundsätzlich 
eine Aufenthaltserlaubnis, die sie innerhalb von drei Monaten nach der Einreise 
bzw. vor Ablauf eines eventuellen Visums bei der Ausländerbehörde beantragen 
müssen. 

Die  Aufenthaltserlaubnis  wird  immer  befristet  erteilt.  Es  gibt  verschiedene 
Aufenthaltszwecke, die sich aus dem Aufenthaltsgesetz ergeben. Die möglichen 
Aufenthaltszwecke sind:

 Ausbildung (§§ 16, 17 AufenthG)
 Erwerbstätigkeit (§§ 18 - 21 AufenthG)
 Völkerrechtliche, humanitäre oder politische Gründe (§§ 22 - 26 AufenthG)
 Familiäre Gründe (§§ 27 - 36 AufenthG)
 sowie  besondere  Aufenthaltsrechte  (§§  37  -  38  AufenthG),  etwa  das 

"Recht auf Wiederkehr"

Die verschiedenen Erteilungszwecke lösen auch verschiedene Rechtsfolgen aus. 
Das kann die Frage der Möglichkeit einer Aufenthaltsverfestigung, die Frage der 
Zulassung einer Erwerbstätigkeit oder auch die Frage des Zuganges zu sozialen 
Leistungen betreffen.

Die  Aufenthaltserlaubnis  wird  neuerdings nicht  mehr  in  den Pass  gestempelt, 
sondern als Etikette nebst Lichtbild in den Pass eingeklebt. Aus der Eintragung 
geht der Aufenthaltszweck hervor. Ganz wesentlich, wenn auch nicht neu ist, 
dass in der Aufenthaltserlaubnis auch vermerkt ist,  in welchem Umfang einer 
Erwerbstätigkeit nachgegangen werden darf.

Für die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis ist  in der Regel erforderlich, dass 
ausreichende  Mittel  zur  Sicherung  des  Lebensunterhalts  einschließlich  eines 
ausreichenden  Krankenversicherungsschutzes  nachgewiesen  werden.  Die 
Sicherung  dieses  Lebensunterhaltes  kann  beispielsweise  und  bei  Frauen,  die 
beabsichtigen,  als  Prostituierte  zu  arbeiten,  im  häufigsten  Fall  durch  Vorlage 
einer Verpflichtungserklärung gem. § 68 AufenthG nachgewiesen werden.

Eine  Verpflichtungserklärung  kann  jede  dritte  Person  bei  einer  deutschen 
Auslandsvertretung  oder  bei  der  Ausländerbehörde  an  deren  Wohnort  in 
Deutschland abgeben. Dieser "Bürge" übernimmt damit eine Garantie für den 
Lebensunterhalt  des  Ausländers  und  muss  bei  der  Abgabe  der 
Verpflichtungserklärung  grundsätzlich  seine  finanzielle  Leistungsfähigkeit 
nachweisen, wobei die Anforderungen an diesen Nachweis von Bundesland zu 
Bundesland und je Praxis der jeweiligen Ausländerbehörde sehr unterschiedlich 
ausfallen  können.  So  legt  Hamburg  beispielsweise  einen  deutlich  höheren 
Maßstab an und verlangt nachhaltigere Belege für die wirtschaftlichen Situation 
des  Bürgen  als  einige  benachbarte  Ausländerbehörden  in  Niedersachsen  und 
Schleswig-Holstein.

3. (Dauerhafte) Niederlassungserlaubnis
Die  dauerhafte  Niederlassungserlaubnis  ersetzt  die  bisherige  "unbefristete 
Aufenthaltserlaubnis" und die frühere Aufenthaltsberechtigung. Diese gelten kraft 
Gesetz  als  Niederlassungserlaubnis  fort,  müssen  also  nicht  umgeschrieben 
werden.  Eine Niederlassungserlaubnis  wird  unbefristet  und in  der  Regel  ohne 
Auflagen  erteilt.  Sie  stellt  ein  eigenständiges  Aufenthaltsrecht  dar,  das 
unabhängig vom ursprünglichen Einreisezweck besteht.
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Im Regelfall wird eine Niederlassung einem Ausländer erteilt, der fünf Jahre im 
Besitzes einer Aufenthaltserlaubnis ist. Die Erteilungsvoraussetzungen für diesen 
"Normalfall"  ergeben  sich  aus  §  9  AufenthG,  dies  sind  u.a.  ausreichende 
Sicherung des Lebensunterhaltes, vorhandener Wohnraum, eine Arbeitserlaubnis 
und Kenntnisse der deutschen Sprache.

Neben  diesem  Normalfall  nach  §  9  AufenthG  gibt  es  noch  eine 
Niederlassungserlaubnis  für  Hochqualifizierte  (§  19  AufenthG),  aus 
völkerrechtlichen,  humanitären  oder  politischen  Gründen  (§  26  Abs.  3,  4 
AufenthG), für den Familiennachzug zu deutschen Staatsangehörigen (§ 28 Abs. 
2  AufenthG)  -  für  Ehefrauen  auch  schon  nach  3  Jahren  ehelicher 
Lebensgemeinschaft mit einem Deutschen möglich - sowie ein eigenständiges, 
unbefristetes Aufenthaltsrecht für Kinder (§ 35 AufenthG).

Arbeitserlaubnis
Die Grundsätze der Arbeitserlaubnis regelt § 4 Abs. 2 AufenthG:
Sofern es nach dem Aufenthaltsgesetz für den Aufenthaltstitel generell bestimmt 
ist  oder  der  Aufenthaltstitel  individuell  die  Ausübung  der  Erwerbstätigkeit 
ausdrücklich  erlaubt,  berechtigt  jeder  Aufenthaltstitel  zur  Ausübung  einer 
Erwerbstätigkeit. Jeder Aufenthaltstitel muss erkennen lassen, ob und in welcher 
Form die Ausübung einer Erwerbstätigkeit erlaubt ist.

Einem Ausländer, der keine Aufenthaltserlaubnis zum Zweck der Beschäftigung 
besitzt,  kann  die  Ausübung  einer  Beschäftigung  nur  mit  Zustimmung  der 
Bundesagentur  für  Arbeit  erlaubt  werden  oder  wenn  per  Rechtsverordnung 
bestimmt  ist,  dass  die  Ausübung  der  Beschäftigung  ohne  diese  Zustimmung 
zulässig ist. Die Agentur für Arbeit kann Beschränkungen bei der Erteilung der 
Zustimmung aussprechen, z.B. bei welchem Arbeitgeber und in welchem Umfang 
die  Beschäftigung  gestattet  ist.  Solche  Beschränkungen  sind  auch  dem 
Aufenthaltstitel zu entnehmen.

Für  welche  Branchen,  Berufe  oder  Tätigkeiten  die  Zustimmung  der 
Bundesagentur  für  Arbeit  erforderlich  ist  und unter  welchen Voraussetzungen 
diese  erteilt  wird,  ist  sehr  detailliert  der  Beschäftigungsverordnung zu 
entnehmen.  Das  Zustimmungsverfahren  ist  zusätzlich  noch  in  einer 
Verfahrensordnung geregelt.

Im  Ausländerrecht  finden  sich  immer  wieder  die  zwei  voneinander  zu 
unterscheidenden Begriffe "Erwerbstätigkeit" und "Beschäftigung".
Die "Erwerbstätigkeit" ist in § 2 Abs. 2 AufenthG definiert. Hierbei handelt es sich 
um jede Tätigkeit, unabhängig davon, ob selbständig oder unselbständig, also 
abhängig  mit  Arbeitsvertrag  beschäftigt,  ausgeübt.  Dieser  Begriff  ist  also  als 
Oberbegriff anzusehen. Der Begriff der "Beschäftigung" hingegen ist in  § 7 des 
Vierten Sozialgesetzbuches (SGB IV) gesetzlich definiert:
"Beschäftigung  ist  die  nichtselbständige  Arbeit,  insbesondere  in  einem 
Arbeitsverhältnis. Anhaltspunkte für eine Beschäftigung sind eine Tätigkeit nach  
Weisungen  und  eine  Eingliederung  in  die  Arbeitsorganisation  des  
Weisungsgebers."
Personen, die sich mit einem  Touristen-Visum in Deutschland aufhalten oder 
mit einem Schengen-Visum einreisen, also in den bei Prostituierten zumindest 
bei der erstmaligen Einreise häufigsten Fällen, ist jede Erwerbstätigkeit, egal ob 
selbständig oder abhängig beschäftigt, verboten.
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Ausländern,  die  eine  befristete  Aufenthaltserlaubnis  haben,  bekommen  eine 
Arbeitserlaubnis  zumeist  nur  mit  der  Auflage,  dass  keine  selbstständige 
Erwerbstätigkeit  erlaubt  ist,  also  bestenfalls  für  die  Ausübung  einer 
unselbstständigen Beschäftigung sofern die Agentur für Arbeit zustimmt. Keiner 
Zustimmung bedarf beispielsweise die Beschäftigung von Hochqualifizierten und 
Führungskräften.

In  der  Beschäftigungsverordnung  wird  aber  eine  Beschäftigung  im 
Prostitutionsgewerbe nicht ausdrücklich genannt, so dass eine Zustimmung der 
Arbeitsagentur  nicht  erteilt  werden  kann  und  wird.  Auch  hier  hat  das 
Prostitutionsgesetz  also  keine  Änderung  bewirkt.  Prostituierte  können  eine 
Arbeitserlaubnis  für  nichtselbständiges  Arbeiten  daher  bestenfalls,  ggf.  unter 
Angabe falscher Tatschen, als Au-Pair, Haushaltshilfe, Schausteller oder Künstler 
bekommen.

Zumal  auch  im  rechtlichen  Sinne  abhängige  Beschäftigungsverhältnisse  und 
schriftliche Arbeitsverträge für  Prostituierte  die  absolute Ausnahme sind,  wird 
praktisch kaum eine Arbeitserlaubnis zum Zwecke der selbständigen Prostitution 
existieren.  Daher  ist  der  in  einer  Informationsbroschüre  einer  namhaften 
Hurenorganisationen enthaltene Tipp, dass eine Prostituierte mit Arbeitserlaubnis 
und der Auflage, die kleine selbständige Tätigkeit erlaubt, die Streichung dieser 
Auflage  beantragen  könne,  wenn  sie  sich  in  der  Prostitution  selbstständig 
machen will, bestenfalls theoretischer Natur.

Bei bestimmten Aufenthaltstiteln, insbesondere der Niederlassungserlaubnis und 
der Aufenthaltserlaubnis für Familienangehörige von Deutschen, schreibt jedoch 
bereits  das  Gesetz  vor,  dass  jede  –  selbstständige  wie  unselbstständige  – 
Erwerbstätigkeit  erlaubt  ist.  Deutsch-verheirateten  ausländischen 
Staatsangehörigen wird  in  der  Aufenthaltserlaubnis  grundsätzlich  keinerlei  Art 
von  Erwerbstätigkeit  durch  Auflage  verboten.  Spätestens  nach  zwei  Jahren 
dürfen  auch  nachgezogene  Ehepartner  von  ausländischen  Staatsangehörigen 
jede Erwerbstätigkeit ausüben.

Die Folge von Verstößen
Verstöße gegen die im Aufenthaltstitel vermerkten Auflagen im Hinblick auf die 
Erlaubnis werden gemäß  § 98 Abs. 3 Nr. 1 AufenthG als Ordnungswidrigkeiten 
mit  einem Bußgeld geahndet,  im Wiederholungsfall  nach  § 95 Abs.  1 Nr.  6a 
AufenthG als Straftat mit Geldstrafe oder Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr.

Eine Ausweisung allein wegen der Ausübung von Prostitution kann zwar schon 
seit  längerem  nicht  mehr  vorgenommen  werden.  Allerdings  existiert  eine 
spezielle  Vorschrift  für  Prostituierte  in  § 55 AufenthG, nach dessen Absatz  2 
Ziffer 3 ein Ausländer/eine Ausländerin ausgewiesen werden kann, wenn er oder 
sie "gegen eine für die Ausübung der Gewerbsunzucht geltende Rechtsvorschrift  
oder behördliche Verfügung verstößt". Damit sind zwar in erster Linie Verstöße 
gegen eine Sperrgebietsverordnung gemeint, es kann aber durchaus auch die 
Zuwiderhandlung gegen ein ausländerrechtliches Arbeitsverbot sein. Somit kann 
wiederholtes  unerlaubtes  Arbeiten  letztlich  doch zur  Ausweisung führen,  auch 
wenn diese gesetzlich nicht zwingend als Regelfall vorgeschrieben wird, da § 55 
AufenthG eine Ermessensvorschrift ist.
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Wichtige Regelungen für ausländische Prostituierte in der Praxis
Nach alledem bleibt festzuhalten, das ausländische Prostituierte aus Nicht-EU-
Staaten  in  aller  Regel  nur  dann  legal  arbeiten  dürfen,  wenn  sie  mit  einem 
Deutschen  verheiratet  sind  oder  bereits  ein  vom  Ehepartner  unabhängiges, 
eigenständiges Aufenthaltsrecht erworben haben, zumal in den überwiegenden 
Fällen die Prostitution im Rechtssinne als selbständige Tätigkeit ausgeübt wird.
Insofern  haben  sich  in  Kreisen  ausländischer  Prostituierter  einige  spezielle 
Vorschriften  als  essentiell  wichtig  herausgestellt,  wobei  die  Frauen  ihre 
Lebensplanung zum Teil genau danach ausrichten.

Hier ist zunächst die Vorschrift des § 28 Abs. 1 AufenthG (bisher § 19 AuslG ) zu 
nennen,  nach  der  Ehegatten  eines  Deutschen  eine  Aufenthaltserlaubnis  zu 
erteilen  ist.  Diese  wird  in  der  Regel  zunächst  für  3  Jahre  erteilt  und  kann 
anschließend  problemlos  verlängert  werden,  vorausgesetzt,  die  eheliche 
Lebensgemeinschaft  besteht  fort.  Eine  für  Ehegatten  Deutscher  erteile 
Aufenthaltserlaubnis berechtigt nach § 28 Abs.5 AufenthG zur Aufnahme jeder 
Erwerbstätigkeit.

Deutsch verheiratete Ausländer haben außerdem nach § 28 Abs.  2 AufenthG 
bereits vor Ablauf der sonst üblichen 5 Jahre, nämlich bereits nach 3 Jahren, die 
Möglichkeit, eine dauerhafte Niederlassungserlaubnis zu erhalten. Voraussetzung 
hierfür ist das Fortbestehen der ehelichen Lebensgemeinschaft und die Fähigkeit, 
sich  "auf einfache Art  in deutscher Sprache verständlich machen zu können". 
Natürlich darf auch kein Ausweisungsgrund bestehen.

Eine weitere zentrale  Vorschrift  ist  §  31 AufenthG. Danach wird  ein  von der 
ehelichen  Lebensgemeinschaft  nicht  mehr  abhängiges,  eigenständiges 
Aufenthaltsrecht erworben, wenn die eheliche Lebensgemeinschaft für 2 Jahre 
Bestand hatte. Auch die nach dieser Vorschrift verlängerte Aufenthaltserlaubnis 
berechtigt zur Aufnahme einer Erwerbstätigkeit.

Diese  beiden  Vorschriften  nennen  als  zwingende  Voraussetzung  für  das 
Aufenthaltsrecht die eheliche Lebensgemeinschaft, also das Zusammenleben der 
Ehepartner, und knüpfen mithin nicht lediglich an den Bestand der Ehe an. Diese 
Formulierung  des  Gesetzes  ist  dem  Ansinnen  geschuldet,  Scheinehen  zu 
verhindern oder zumindest zu erschweren.

Denn  tatsächlich  geht  die  überwiegende  Anzahl  ausländischer  Prostituierte  in 
Deutschland eine Ehe mit einem Deutschen nur zu dem Zweck ein, die Vorteile 
der  o.g.  Vorschriften ausnutzen zu können,  denn die  Heirat  ermöglicht  einen 
legalen Aufenthaltsstatus und die Gelegenheit, legal selbständig als Prostituierte 
arbeiten zu können. Ausländische Prostituierte streben meist also zunächst an, 2 
Jahre  mit  ihrem Ehemann zusammen zu  leben,  um dann  ein  eigenständiges 
Aufenthaltsrecht zu bekommen. In dieser Zeit sind sie zumindest bestrebt, den 
Anschein  einer  ehelichen  Lebensgemeinschaft  zu  wahren,  um  nicht  ihres 
Aufenthaltsrechts verlustig zu gehen.

Eine Trennung - nach deutschem Scheidungsrecht setzt eine Scheidung ja in aller 
Regel eine einjährige Trennungszeit voraus – kann also offiziell frühestens nach 2 
Jahren erfolgen. Dabei ist aber zu bedenken, dass die Ausländerbehörden über 
anhängige  Scheidungsverfahren  von  Ausländern  durch  die  Familiengerichte 
benachrichtigt  werden  und  dann  regelmäßig  prüfen,  ob  die  eheliche 
Lebensgemeinschaft  in  der  Vergangenheit  die  vorgeschriebene  Zeit  lang 
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bestanden  hat.  Ergibt  sich  dann,  evt.  aus  dem  Protokoll  der 
Scheidungsverhandlung, dass die 2 Jahre nicht erreicht wurden, führt dies zum 
Widerruf  der  Aufenthaltserlaubnis  und  damit  zur  Pflicht,  die  Bundesrepublik 
Deutschland mangels eines rechtmäßigen Aufenthaltsstatus wieder verlassen zu 
müssen.

Aus  dieser  Konstellation  erklärt  sich  auch  die  gerade  unter  ausländischen 
Prostituierten häufig anzutreffende Ansicht, man müsse 3 Jahre verheiratet sein 
und sei anschließend "frei".

Das  weitere  Ziel  ausländischer  Prostituierte  ist  natürlich  die  Erlangung  einer 
dauerhaften  Niederlassungserlaubnis,  ganz  gleich,  ob  sie  überhaupt 
beabsichtigen, sich dauerhaft in Deutschland niederzulassen. Hierhin führt der 
kürzere und einfachere Weg über eine dreijährige Lebensgemeinschaft mit einem 
Deutschen oder der längere Weg über den fünfjährigen rechtmäßigen Aufenthalt 
im Land, der allerdings an weitere, für Prostituierte oft nicht leicht zu erfüllende 
Voraussetzungen  geknüpft  ist  (u.a.  Wohnung,  gesicherter  Lebensunterhalt, 
Kenntnisse  der  deutschen  Sprache,  Rechts-  und  Gesellschaftsordnung  – 
Stichwort  Integration  –  und  60  Monate  Pflichtbeiträge  in  die  gesetzliche 
Rentenversicherung).

Zu erwähnen ist in diesem Zusammenhang schließlich noch, dass grundsätzlich 
schon die Einreise mit einem sog. Heiratsvisum erfolgt sein muss, für das der 
Ausländer bereits im Antragsverfahren eine Reihe von Dokumenten beibringen 
muss,  was in manchen Herkunftsländern, speziell  aus dem asiatischen Raum, 
nicht  gerade einfach  ist.  Zwar  ist  auch die  Heirat  mit  einem Besucher-  oder 
Touristenvisum möglich, aber rechtlich nicht ganz ungefährlich. Denn schließlich 
kann  die  Beantragung  eines  Besuchervisums  mit  dem  eigentlichen  Ziel,  zu 
heiraten, auch als falsche Angabe gewertet werden. Allerdings kann die Ausreise 
und  die  Wiederholung  des  Visumverfahrens  von  den  Ausländerbehörden 
regelmäßig nicht mehr verlangt werden.

Eine beliebte Alternative für Prostituierte, denen der bürokratische Aufwand für 
ein Hochzeitsvisum in Deutschland zu hoch ist, stellt daher ein Touristenvisum 
für den Schengenbereich ( z.B. aus Deutschland, Dänemark, Spanien) dar, um 
damit dann in Dänemark zu heiraten.

Scheinehe

Im vorausgehenden Abschnitt wurden Scheinehen bereits erwähnt und es liegt in 
Anbetracht  der  dargestellten  Rechtslage  nahe,  dass  insbesondere  viele 
Prostituierte (aber auch andere Ausländer, z.B. abgelehnte Asylbewerber oder 
mit  Ausweisung  bedrohte  Ausländer)  Scheinehen  eingehen,  um 
Aufenthaltserlaubnisse zu erlangen. Aus der Natur der Sache ergibt sich, dass die 
Dunkelziffer  der  Scheinehen  sehr  hoch  sein  dürfte,  weil  die  Kontrolle,  "was 
unterhalb  der  Bettdecke"  solcher  Zweckehen  vor  sich  geht,  schwer  zu 
kontrollieren ist.

a) Definition:
Nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts bedeutet "Scheinehe", 
dass die Eheschließung nicht dem Ziel dient, eine in welcher Form auch immer zu 
führende eheliche Lebensgemeinschaft  zu begründen,  sondern einem anderen 
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Zweck, insbesondere dem Ziel,  dem ausländischen Partner ein sonst nicht zu 
erlangendes Aufenthaltsrecht zu verschaffen. 

Ergänzend  dazu  führte  das  Schleswig-Holsteinische  Oberverwaltungsgericht  in 
einer Entscheidung vom 15.11.2000 (Az. 11 M 3199/00) aus, dass es für die 
Annahme einer  sog.  "Scheinehe"  nicht  ausreiche,  wenn  nur  einer  der  beiden 
Ehegatten entsprechende Vorstellungen hatte oder wenn der Zweck der Ehe zwar 
auch,  aber  nicht  ausschließlich  die  Verschaffung  des  Aufenthaltstitels war. 
Ebenfalls  schließe  das  Innehaben  zweier  Wohnungen  die  Annahme  einer 
ehelichen Lebensgemeinschaft nicht von vorneherein aus. Diese Entscheidung ist 
deshalb so wichtig, weil sie klarstellt, dass die böse Absicht zu heiraten, nur um 
einen  Titel  zu  erhalten,  eben  keine  Scheinehe  begründen  kann.  Wenn  also 
andere  Motive  mit  dazu führen,  zwei  Menschen eine  Ehe eingehen,  kann sie 
dieser Vorwurf nicht treffen.

b) Aufhebbarkeit der Ehe:
Eine Scheinehe kann gemäß  § 1314 Abs.2 Nr.5 BGB auf Antrag der Ehegatten 
oder der zuständigen Verwaltungsbehörde aufgehoben werden. Im Übrigen gilt 
es zu beachten, dass seit dem 01. Juli 1998 das Eheschließungsrechtsgesetz in § 
1310 Abs. 1 BGB dem Standesbeamten die Mitwirkung an einer Eheschließung 
untersagt, wenn offenkundig ist, dass die Ehe nach § 1314 Abs. 2 Nr. 5 BGB 
aufhebbar  wäre.  Aufhebbar  wäre  eine  Eheschließung  dann,  wenn  beide 
Ehegatten  sich  bei  der  Eheschließung  darüber  einig  waren,  dass  sie  keine 
Verpflichtung  gem.  §  1353  Abs.  1  BGB,  wonach  die  Ehe  auf  Lebenszeit 
geschlossen wird, begründen wollen. 

c) Ermittlungen der Ausländerbehörde:
Überdies  liegt  es  natürlich  im  Ermessen  der  Ausländerbehörde,  eigene 
Erkundigungen über  eine  mögliche  Scheinehe einzuholen.  Verdachtsmomente, 
die  zu  einer  solchen  Scheinehenprüfung  führen,  sind  etwa  große 
Altersunterschiede  zwischen  Eheleuten,  Zweitwohnungen  (bei  ansonsten 
bescheidenen Lebensumständen) oder die Existenz von notariellen Eheverträgen, 
die  weitgehend die  üblichen vermögens-  und unterhaltsrechtlichen Wirkungen 
der Ehe ausschließen. Umstände, die Zweifel am tatsächlich bestehenden Willen 
zur  Begründung  einer  ehelichen  Lebensgemeinschaft  begründen,  können  sich 
auch aus dem bisherigen Aufenthalt eines Ausländers ergeben, wenn dieser z. B. 
vor seiner Eheschließung über einen längeren Zeitraum vergeblich versucht hat, 
ein  dauerndes  Bleiberecht  im  Bundesgebiet  zu  erhalten,  und  sich  seiner 
drohenden  Abschiebung  durch  Untertauchen  entzogen  hat  (so  das  BVerfG, 
Beschluss v. 05.05.2003, Az. 2 BvR 2042/02).
Ausländerbehörden prüfen im Fall eines sich aufdrängenden Verdachts mitunter 
sehr  konkret  nach,  ob  sich  weitere  Anhaltspunkte  für  die  Existenz  einer 
Scheinehe  ergeben.  Beobachtungen  von  Außendienstmitarbeitern,  dass  die 
Eheleute  trotz  der  Angabe  einer  gemeinsamen  Meldeadresse  nicht  in  einer 
gemeinsamen  Wohnung  leben  oder  aber  einer  der  Eheleute  nur  sporadisch 
erscheint,  gefährden  dann  die  Verlängerung  oder  Erteilung  einer 
Aufenthaltsgenehmigung.  Es  ist  auch  möglich,  dass  Nachbarn  oder  Freunde, 
selbst Kinder befragt werden, ob es sich um eine wirkliche Ehe handelt oder eben 
nur der Anschein einer solchen erweckt wird.
Den Behörden offenkundig kann eine Scheinehe natürlich auch durch anonyme 
Anzeigen von rachsüchtigen Bekannten, Verwandten, von streitenden Personen, 
von Vermietern oder Mietern, von Arbeitgebern oder Arbeitnehmern werden.
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Es  versteht  sich  von  selbst,  dass  der  verdacht  einer  Scheinehe  stets  dann 
aufkommt, wenn die Tätigkeit einer Frau als Prostituierte offiziell bekannt wird, 
etwa  durch  eine  polizeiliche  Kontrolle  oder  gar  die  Einleitung  eines 
Ermittlungsverfahrens.

Im übrigen müssen die Eheleute auch damit rechnen, dass das Ausländeramt 
ihnen  bei  getrennter  Befragung  einen  Fragenkatalog vorlegen,  der  sich  auf 
verschiedene  Umstände  der  Ehe  bezieht:  Situation  des  Kennenlernens, 
gemeinsamer  Tagesablauf,  Freizeitgestaltung  und  weitere  Einzelumstände  der 
Beziehung. Auch bei vielleicht vordergründig nur oberflächlichen Abweichungen 
zwischen den Antworten wächst dabei das Risiko, dass das Ausländeramt von 
einer Scheinehe ausgeht.

d) Strafbarkeit:
Scheinehen  sind  in  Deutschland  strafbar,  auch  wenn  es  keinen  nominellen 
Straftatbestand dafür gibt. Das Eingehen einer Scheinehe mit einem Ausländer 
allein  zu  dem Zweck,  diesem den Aufenthalt  in  Deutschland zu  ermöglichen, 
erfüllt  jedoch  nach  dem OLG  Düsseldorf  (Urteil  vom 22.12.1999,  Az.  2b  Ss 
542/99,  NJW  2002.  S.  1280)  den  Straftatbestand  des  Einschleusen  von 
Ausländern gemäß § 92 a AuslG (jetzt § 96 AufenthG).
Nach der Neufassung des Ausländerrechts ergibt sich die Strafbarkeit nun aus § 
95 Abs. 2 Nr.2 AufenthG: 
"Wer  unrichtige  oder  unvollständige  Angaben macht,  um für  sich  oder  einen  
anderen einen Aufenthaltstitel zu beschaffen, ...". 
Hierfür droht eine Freiheitsstrafe bis zu 3 Jahren oder Geldstrafe, sowohl für den 
Ausländer als auch für den deutschen Ehepartner. Strafbar falsche Angaben kann 
der deutsche Ehepartner z.B. schon im Rahmen der Verpflichtungserklärung für 
die Einladung machen.
Wer darüber hinaus für die Eingehung einer Ehe Geld annimmt, muss sogar mit 
einem höheren Strafmaß wegen Einschleusens von Ausländern (§ 96 AufenthG) 
rechnen, was mit Freiheitsstrafe sogar bis zu 5 Jahren bedroht wird. In Fällen, in 
denen für die Eheschließung ein finanzieller Vorteil gewährt worden ist, kann die 
Strafe sich durchaus an dem "Kaufpreis" dieser Scheinehe orientieren. 
In diesem Zusammenhang sei bemerkt, dass die "Preise" für solche Zweckehen 
wohl sehr unterschiedlich sein können: Von einer paar Stangen Zigaretten bis hin 
zu der selbstverständlich sittenwidrigen Verpflichtung, bis zur Erlangungen einer 
unbefristeten oder eheunabhängigen Aufenthaltserlaubnis monatlich 500 Euro zu 
zahlen, reichen solche strafbaren Vermögensvorteile. Einmalige Zahlungen liegen 
etwa zwischen 5.000,- und 12.000,- Euro. Nicht selten werden einmalige und 
laufende Zahlungsverpflichtungen auch kombiniert.

e) Ausländerrechtliche Folgen:
Wird  ein  Scheinehentatbestand  aufgedeckt,  kommt  es  zur  rückwirkenden 
Rücknahme  der  Aufenthaltserlaubnis  (oder  sogar  zur  Rücknahme  der 
Einbürgerung!), im Regelfall zur Ausweisung (nach § 54 AufenthG) und ggf. auch 
zur  Abschiebung  des  Ausländers.  Das  bedeutet,  der  Ausländer  wird  so 
angesehen, als habe er nie eine Aufenthaltserlaubnis besessen und ist damit zur 
Ausreise verpflichtet.

Durch die Scheinehe wird ein Ausweisungsgrund verwirklicht, da der betroffene 
Ausländer wiederholt gegen die ausländergesetzliche Regelung verstößt, wonach 
derjenige bestraft wird, der unrichtige Angaben macht oder benutzt, um für sich 
oder einen anderen eine Aufenthaltsgenehmigung zu beschaffen. Diese Vorschrift 
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wird  auf  die  Scheinehe  angewendet,  wenn  z.B.  eine  ausländische  Ehefrau 
mehrmals wahrheitswidrig gegenüber der Ausländerbehörde erklärt, sie lebe mit 
ihrem deutschen Ehemann zusammen. 

Besonderheiten für Ausländer aus EU-Staaten

Die  bisherigen  Ausführungen  bezogen  sich  ausschließlich  auf  die  rechtliche 
Situation von Nicht-EU-Bürgern, also "Drittstaatsangehörige". Für Ausländer aus 
EU-Staaten  oder  aus  Staaten  mit  EU-Assoziationsabkommen  gelten  natürlich 
andere,  einfachere  Regelungen  für  Aufenthaltsrecht  und  Arbeitserlaubnis.  Da 
nicht zuletzt aufgrund der EU-Osterweiterung zum 1. Mai 2004 auch zahlreiche 
Prostituierte  unter  diese  Gruppe fallen,  soll  auch auf  die  für  diese  geltenden 
Regelungen eingegangen werden:

a) EU-Staaten, sowie Island, Liechtenstein, Norwegen 
Staatsangehörige der "alten EU-Staaten" (Belgien, Dänemark, England, Finnland, 
Frankreich,  Griechenland,  Irland,  Italien,  Luxemburg,  Niederlande,  Österreich, 
Portugal,  Schweden,  Spanien)  sowie  Norwegens,  Islands  und  der  Schweiz 
genießen  Freizügigkeit  innerhalb  der  Europäischen  Union  (FreizügG/EU).  Sie 
benötigen  kein  Visum,  keinen  Aufenthaltstitel  und  auch  keine 
Arbeitsgenehmigung.  Personen  aus  diesen  Ländern  dürfen  grundsätzlich  in 
Deutschland  jeder  Art  von  Erwerbstätigkeit  ohne  Beschränkungen  und  ohne 
Mitwirkung der Agentur für Arbeit nachgehen.

b) EU-Osterweiterung
Die Rechte einiger osteuropäischer Prostituierter wurden bereits durch ein Urteil 
des Europäischen Gerichtshofes (EUGH) aus dem Jahre 2001 gestärkt. Der EUGH 
hatte  seinerzeit  entschieden,  dass  die  meisten  EU-Staaten,  u.a.  auch 
Deutschland, Prostituierte aus Osteuropa (Polen und Tschechien) frei  arbeiten 
lassen müssten, solange diese selbständig tätig sind. Die Prostituierten konnten 
sich dabei auf die Europaabkommen berufen, welche die Europäische Union in 
den 90er-Jahren mit den zehn osteuropäischen Kandidatenländern abgeschlossen 
haben.  Demzufolge  hatten  osteuropäische  Prostituierte  bereits  seit  2001  als 
Selbständige  unter  bestimmten  Voraussetzungen  ein  Anrecht  auf  eine 
Aufenthalts- und Arbeitserlaubnis in Westeuropa (EUGH, Urteil v.20.11.2001, Az. 
C-268/99).

Seit der am 01.05.2004 erfolgten EU-Osterweiterung genießen nun die "neuen 
Unionsbürger" aus den Beitrittsstaaten (Estland, Lettland, Litauen, Malta, Polen, 
Slowakei,  Slowenien,  Tschechische  Republik,  Ungarn  und  Zypern)  ebenfalls 
Freizügigkeit  innerhalb  der  EU  ohne  Visumspflicht  sowie  das  Recht,  als 
Selbstständige in Deutschland zu arbeiten.

Sie  müssen  lediglich  bei  der  Meldebehörde  oder  der  Ausländerbehörde  ihren 
Wohnsitz  anmelden  und  auf  einem "Selbstverpflichtungserklärung"  genannten 
Formular Angaben zu ihrer Person machen und die Erklärung abgeben, dass sie 
als Selbstständige (in der Prostitution) tätig sein wollen. Die Behörde erteilt dann 
von Amts wegen eine Bescheinigung über das Bestehen des Aufenthaltsrechts, 
die sogenannte Freizügigkeitsbescheinigung- EU.

Lediglich  für  eine  nichtselbständige  Arbeit  benötigen  Staatsangehörige  der 
Beitrittsstaaten für eine Übergangszeit noch eine Arbeitsgenehmigung-EU der 

NORDFICK.NET – Prostitution und Ausländerrecht

http://bundesrecht.juris.de/freiz_gg_eu_2004/BJNR198600004.html


Agentur  für  Arbeit,  die  grundsätzlich  nur  nach  der  Lage  des  deutschen 
Arbeitsmarktes erteilt wird  (§ 13 FreizügG/EU).  Prostituierten wird jedoch eine 
diese  Arbeitsgenehmigung-EU  regelmäßig  verweigert,  denn  in  diesem 
Zusammenhang  gilt  Prostitution  nicht  als  Erwerbstätigkeit  im  Sinne  des 
Aufenthaltsgesetzes der EWG.

Auch Staatsangehörige aus Bulgarien und Rumänien dürfen sich auf Grund der 
Assoziierungsabkommen mit diesen Ländern zur Ausübung einer selbstständigen 
Tätigkeit (in der Prostitution) nach Deutschland einreisen und sich niederlassen. 
Sie müssen jedoch hierfür ein Visum bei der deutschen Botschaft in ihrer Heimat 
beantragen und dabei z. B. durch die Vorlage eines Geschäftskonzepts und den 
Nachweis vorhandenen Startkapitals belegen, dass sie tatsächlich zur Sicherung 
ihres  Lebensunterhalts  durch  eine  selbstständige  Tätigkeit  in  der  Lage  sind. 
Bestehen  allerdings  noch  offene  Kostenforderungen  des  (deutschen)  Staates, 
etwa  wegen  einer  früheren  Abschiebung,  oder  Geldstrafen  müssen  diese 
selbstverständlich  erst  beglichen  werden,  was  im  übrigen  auch  generell 
Voraussetzung für die erneute Einreise von Ausländern aus Drittstaaten ist, die 
im Rahmen ihres ersten Aufenthalts mit dem Gesetz in Konflikt geraten waren.
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